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Überforderung als Luxusproblem
Was uns die Geschichte über die Fremdsprachendebatte lehrt. Von Anja Giudici und Sandra Grizelj

Während in der Deutschschweiz
immer wieder über das Fremd-
sprachenlernen in der Schule
abgestimmt wird, kommt es in
der Romandie und im Tessin
nicht zu solchen Urnengängen.
Wieso eigentlich nicht?

Am 21. Mai entscheiden die Zürcher
Stimmberechtigten, ob künftig nur noch
eine Fremdsprache auf Primarstufe un-
terrichtet werden soll – welche Fremd-
sprache auf die Oberstufe verlegt wer-
den würde, lässt die Initiative offen.
Auch in anderen Kantonen sind dieses
Jahr ähnliche Vorlagen traktandiert; die
nächsten Abstimmungen stehen in Lu-
zern und Basel-Landschaft an. Immer
wieder äusserte sich die Stimmbevölke-
rung in der Deutschschweiz zum Fremd-
sprachenunterricht. Die Mehrheit der
Schulkinder sei mit dem frühen Spra-
chenlernen überfordert, lautet das ge-
wichtigste Motiv der Initianten und Be-
fürworter entsprechender Vorlagen.
Auffallend ist, dass in derRomandie und
im Tessin die direkte Demokratie bei
der Frage der graduellen Einführung
und Vorverlegung zuerst einer und spä-
ter zweier (im Tessin dreier) Fremdspra-
chen während der obligatorischen
Schulzeit nie bemüht wurde. Wieso
eigentlich nicht?

Im Forschungsprojekt des Schweize-
rischen Nationalfonds «Die gesellschaft-
liche Konstruktion schulischenWissens»
wurde die Entwicklung des schulischen
(Fremd-)Sprachunterrichts in den letz-
ten 150 Jahren untersucht. Nimmt man
in Bezug auf die (Nicht-)Einführung von
Fremdsprachen in der Schule eine ver-
gleichende Perspektive ein, die explizit
auch die Sprachminderheiten in die Be-
trachtung einschliesst, dannwerden star-
ke sprach- und regionalspezifische Be-
sonderheiten sichtbar. Die Ergebnisse
zeigen, dass zwischen der Sprachmehr-
heit und den Sprachminderheiten ein
starkes Ungleichgewicht herrscht.

Geforderte Minderheiten

Mit der Annahme der Bundesverfas-
sung von 1848 wurden in der Schweiz
drei Sprachen als «Nationalsprachen»
anerkannt und formell gleichgestellt.
Rückblickend wird dieser Schritt oft als
Aufwertung von Französisch und Italie-
nisch, den zwei grösseren Schweizer
Minderheitensprachen, interpretiert.
Dies mag symbolisch so gewesen sein.
Dennoch stärkten der 1848 eingeleitete
Zentralisierungsprozess und damit ver-
bunden der Ausbau politischer Institu-
tionen auf eidgenössischer Ebene, die
Einrichtung der ETH inZürich und spä-
ter die Zentralisierung des Militärs den
Stellenwert der deutschen Sprache noch
mehr. Auch innerhalb der Bundesver-
waltung nahm man es mit der Gleich-
stellung der Sprachen zunächst nicht so
genau:Diemeisten Texte erschienen zu-
erst auf Deutsch und wurden anschlies-
send meist nur in ein fehlerhaftes Fran-
zösisch übersetzt. Seit den 1880er Jah-
ren ist dafür der Ausdruck «français
fédéral» gebräuchlich.

All dies führte in Bezug auf den
Fremdsprachenunterricht dazu, dass die
Beteiligung an der Schweizerischen
Eidgenossenschaft den Sprachminder-
heiten mehr abverlangte als der
deutschsprachigen Mehrheit.

Die Sprachverhältnisse zeigen sich
schon früh in der schulischen Sprach-
politik der Kantone. In den 1870er Jah-
ren war in Genf die Zentralisierung des
Militärs und der Politik ein Hauptargu-
ment für die Einführung von Deutsch
als obligatorisches Primarschulfach. Für
die Verteidigung der kantonalen Inter-
essen sei es verheerend, wenn sich die in
die eidgenössischen Räte entsandten
Abgeordneten nicht verständlich ma-
chen könnten, argumentierten 1871 Ab-
geordnete im Genfer Parlament. In
einer Demokratie war es nicht mehr nur
die mehrsprachige Elite, die denKanton
in den entscheidenden Gremien vertrat.
Graduell wurde in Genf der Deutsch-
unterricht dann auch auf die ersten Pri-

marschuljahre vorverlegt. Anders ver-
hielt es sich in der deutschsprachigen
Schweiz. Weder das Basler Ratsherren-
regime noch das Schaffhauser Parla-
ment taten sich in derMitte des 19. Jahr-
hunderts durch ihr nationalpolitisches
Engagement hervor. Und doch ent-
schieden die Behörden, Französisch in
der Oberstufe einzuführen. Darin spie-
gelt sich aber nicht etwa eine besondere
Wertschätzung für den mehrsprachigen
Bundesstaat oder für die Pflege von
politischen Beziehungen zur restlichen
Schweiz. Vielmehr erachteten Eltern
und Politiker in Basel und Schaffhausen
das Französisch als nützlich im Rahmen
einer stark auf Frankreich ausgerichte-
tenWirtschaft. Auch im deutschsprachi-
genTeil desKantonsBernwar dies eines
der Hauptargumente für den Franzö-
sischunterricht.

Ein ähnliches, aber noch stärkeres
Ungleichgewicht zeigt der Vergleich mit
der dritten Sprachminderheit. Im späten
19. Jahrhundert wuchs in der Schweiz
die Sorge um die jeweilige Mutterspra-
che. Schülerinnen und Schüler be-
herrschten diese zu wenig, weil sie schu-
lisch überfordert seien, lautete die Dia-
gnose von Politikern und Pädagogen.
Die Reformen dieser Zeit zielten des-
halb auf Entlastung über schlankere
Lehrpläne von der Primarschule bis zum
Gymnasium ab. Um mehr Platz für die
Pflege der Muttersprache zu schaffen,
wurde auch das Fremdsprachenobliga-
torium in Genf, Basel-Stadt und Schaff-
hausen wieder abgeschafft.

Wo bleibt das Italienisch?

Auch das Tessiner Erziehungsdeparte-
ment folgte ähnlichen Überlegungen,
als es denMuttersprachunterricht in der
Volksschule und 1880 im Gymnasium
ausbaute. Allerdings hielt dieser Ent-
scheid nicht lange. Wenige Jahre später
entzog das eidgenössische Parlament die
Finanzierung vonDeutschkursen für zu-
künftige ETH-Studenten. Die ETH-
Leitung drohte, den Zugang zur damals
einzigen Bildungsanstalt des Bundes an
eine Deutschprüfung zu koppeln. Da-
durch sah sich das Tessiner Erziehungs-
departement des damals noch universi-
tätslosen Kantons gezwungen, die
Deutschlektionen im Gymnasium aus-
zubauen. Ein paar Jahre später wurden
Deutsch und Französisch – zusätzlich zu
Latein und, je nachMaturitätstyp, weite-
ren Sprachen – für alle Tessiner Gymna-
siasten obligatorisch.

Als der ErsteWeltkrieg die Spannun-
gen zwischen den Sprachregionen ver-
schärfte, kam in der Politik die Forde-
rung nach einer Verstärkung des gegen-
seitigen Sprachenlernens auf. Tessiner

Politiker nutzten die Gunst der Stunde,
um ihrerseits die Aufnahme von Italie-
nisch schweizweit als obligatorisches
Maturitätsfach zu fordern. Wenn Tessi-
ner Gymnasiasten in der Lage seien,
mindestens vier Sprachen gleichzeitig zu
stemmen, warum sollte dies für franzö-
sisch- und deutschsprachige Gymnasias-
ten nicht möglich sein?, hiess es etwa.
Die Forderung setzte sich nicht durch.
Der Bundesrat stellte 1938 klar, man
wolle wegen des Italienischen weder das
Latein noch die «bedeutende Weltspra-
che» Englisch schwächen.Ausserdem sei
der Gymnasiast nicht mit zu vielen Spra-
chen zu überfordern, und das Schulpro-
gramm dürfe nicht in eine «verderbliche
Oberflächlichkeit umschlagen».

Ähnliche Dynamiken zeigen sich für
die Volksschule. In den 1930er Jahren
wurden die akademischen und wirt-
schaftlichenBeziehungenmitMussolinis
Italien immer problematischer. Die Tes-
siner Behörden machten sich also daran,
den Zugang der Schüler und Schülerin-
nen zum eidgenössischen Arbeitsmarkt
und zu den Hochschulen über eine ent-
sprechende Sprachenpolitik zu sichern.
1936 wurde Französisch obligatorisches
Fach der Primaroberstufe. Während des
Zweiten Weltkriegs diskutierte das Tes-
siner Parlament nunmehr beinahe jähr-
lich darüber, ob den Primarschülern
(und denLehrpersonen) nicht doch noch
zusätzlich ein paar Deutschlektionen zu-
gemutet werden könnten.

Zeitgleich verhandelte die Erzie-
hungsdirektorenkonferenz, ob sie sich
als Antwort auf die Forderungen nach
mehr gegenseitigem Sprachenlernen
grundsätzlich für die Erprobung von
Fremdsprachenlektionen in Primar-
oberstufen aussprechen sollte. Das Gre-
mium lehnte auch die unverbindlichste
Formulierung in diese Richtung ab. Die
Mehrheit der Erziehungsdirektoren
traute einem grossen Teil der Schülerin-
nen und Schüler das Erlernen einer
Fremdsprache prinzipiell nicht zu. Die
Primarschülerschaft, so der Zürcher Er-
ziehungsdirektor Hafner, sei «im Allge-
meinen dafür nicht geeignet».

Ungleicher Wert der Sprachen

Rund 80 Jahre später, Anfang April
2017, erklärte anlässlich einer Medien-
konferenz einMitglied desKomitees der
Zürcher Fremdspracheninitiative, die zu
starke Fokussierung auf Fremdsprachen
in der Schule führe zur Vernachlässi-
gung von für den «Werkplatz Schweiz»
wichtigen Kompetenzen in Naturwis-
senschaften, Mathematik und Deutsch.
Dabei wurde der «Werkplatz Schweiz»
kurzerhand mit der Deutschschweiz
gleichgestellt. Allerdings hat diese Be-

hauptung auch in Bezug auf die gesamte
Schweiz einen wahren Kern. Sprachen
besitzen, ähnlich wieWährungen, unter-
schiedliche Werte. Aus dieser Perspek-
tive ist in der Schweiz, unabhängig von
der offiziellen Mehrsprachigkeit und
Gleichstellung der Landessprachen,
Deutsch die wertvollste Sprache. In der
schulischen Sprachenpolitik sind die
deutschsprachigen Kantone damit un-
vermeidlich in einer stärkeren Position
und deshalb in ihren Entscheidungen
freier als die nichtdeutschsprachigen.

Man kann es sich leisten

Das Ziel der interkantonalen Bildungs-
politik seit den 1970er Jahren war es
zwar, über die koordinierte Einführung
und Vorverlegung des Fremdsprachen-
unterrichts diese unterschiedlichen Posi-
tionen auszugleichen. Trotzdem zeigten
sich sowohl während der Verhandlun-
gen als auch in der Umsetzung der ge-
meinsam beschlossenen Leitlinien ge-
wichtige sprachregionale Unterschiede.
Während in der Zentral- und Ost-
schweiz noch lange und ausführlich dar-
über diskutiert wurde, ob der Fremd-
sprachunterricht auf der Primarstufe für
die Schulkinder zumutbar sei, hatte das
Tessin bereits eine Reform zur Vorver-
legung des Französischen auf die ersten
Primarschuljahre zwecks verbindlicher
Einführung des Deutschen als zweiter
Fremdsprache hinter sich.

Die Opposition gegen diese grossen
Reformprojekte blieb im Tessin und in
derRomandie stets viel kleiner als in der
deutschsprachigen Schweiz – auch von-
seiten der Lehrerinnen und Lehrer. Der
damit verbundene Bildungsanspruch
wurde nicht infrage gestellt, obwohl
man sich bewusst war, dass vielleicht
nicht alle Kinder in der Lage seien, ihn
zu erreichen.

Die deutschsprachige Schweiz kann
es sich leisten, eine Überforderungs-
debatte zu führen, die anderen Sprach-
regionen weniger. Die Antwort auf die
Frage, ob Schulkinder beim Sprachen-
lernen überfordert seien oder nicht, spie-
gelt dasVerhältnis der Sprachminderhei-
ten zur -mehrheit. Schliesslich stand es
weder im 19. noch im 20. Jahrhundert
wirklich zur Debatte, ob die rätoroma-
nischsprachigen Primarschüler in der
Lage seien, so früh wie nur möglich
Deutsch zu lernen. Genauso wenig stand
es zur Debatte, Rätoromanisch in Schu-
len ausserhalb Graubündens zu lernen.
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BUNDESVERWALTUNGSGERICHT

Nicht deklarierte
Eigenwerbung
Rüge für die SRG

KATHARINA FONTANA

Die SRG hat bei der Werbung für die
Fernsehsendung «Die grössten Schwei-
zer Talente» im Jahr 2015 die Grenzen
des Zulässigen überschritten. Zu diesem
Schluss kommt das Bundesverwaltungs-
gericht. Die SRG strahlte in ihren Pro-
grammen auf Radio SRF 1 und Radio
SRF 3 wiederholt einen Trailer aus, in
dem auf das «einzigartige Schau-
spektakel» hingewiesen wurde. Das
Bundesamt für Kommunikation (Ba-
kom) erkannte darin einen Verstoss
gegen das Werbeverbot in Radiopro-
grammen, dies, weil dieHinweise auf die
Fernsehshow inhaltlich keinen direkten
Bezug zu den Radiosendungen hatten,
in denen sie verbreitet wurden.

Die SRG focht die Verfügung des
Bakom vor Bundesverwaltungsgericht
an. Ohne Erfolg: Die St. Galler Instanz
erkennt im Vorgehen der SRG ebenfalls
eine rechtswidrige Eigenwerbung, wenn
auch aus anderen Gründen als das Bun-
desamt. Sie verweist dazu auf die Radio-
und Fernsehverordnung. Laut dieser
darf die SRG zwar für eigene Sendun-
genwerben, sofern dieseWerbung über-
wiegend der Publikumsbindung dient.
Allerdings hat die Werbung vom redak-
tionellen Teil des Programms deutlich
getrennt zu sein. Zu diesem Zweck
schreibt die Radio- und Fernsehverord-
nung vor, dass ein akustisches bezie-
hungsweise optisches Signal verwendet
werden muss. Im vorliegenden Fall habe
die SRG das unterlassen, kritisiert das
Bundesverwaltungsgericht: Der Trailer
für die Fernsehsendung sei in den redak-
tionellen Radioprogrammen ausge-
strahlt worden, ohne dass mit akusti-
schen Signalen eine Abtrennung statt-
gefunden hätte. Blosse Programmhin-
weise vom Radio aufs Fernsehen und
umgekehrt ohne werbenden Charakter
dürfen hingegen im redaktionellen Pro-
gramm ausgestrahlt werden.

A-747/2016 vom 5.5.17 – nicht rechtskräftig.

Neuenburger Kripo-Chef
tot aufgefunden
(sda) Der Chef der Neuenburger Kri-
minalpolizei und Experte in der Betäu-
bungsmittelbekämpfung, Olivier Gué-
niat, ist am Montag tot an seinem
Wohnort in Fresens aufgefunden wor-
den. Die Kantonspolizei und die Staats-
anwaltschaft schliessen Dritteinwirkung
aus. Die Staatsanwaltschaft hat eine
Untersuchung eingeleitet, um die To-
desursache und die genauen Umstände
des Hinschieds zu ermitteln, wie Staats-
anwaltschaft und Kantonspolizei mit-
teilten. Im Moment werde von einem
Suizid ausgegangen.

IN KÜRZE

Leichte Zunahme
der Armut in der Schweiz
(sda) In der Schweiz sind im Jahr 2015
rund 570 000 Personen von Einkom-
mensarmut betroffen gewesen. Gegen-
über dem Vorjahr nahm die Armut ge-
mäss Bundesamt für Statistik (BfS)
leicht zu. Die Zahl entspricht einemAn-
teil von 7 Prozent der ständigen Wohn-
bevölkerung in Privathaushalten, wie
das BfS am Montag bekanntgab. Im
Jahr zuvor waren es rund 530 000 Perso-
nen oder 6,6 Prozent der Bevölkerung
gewesen. Besondere Risikogruppen
sind unter anderem Personen in Haus-
halten ohne Erwerbstätige und Allein-
erziehende mit minderjährigen Kin-
dern. Auch die Armutsquote der Aus-
länder aussereuropäischer Herkunft
liegt deutlich höher als jene der Ge-
samtbevölkerung, ebenso jene von über
65-Jährigen, die alleine leben, und von
Personen ohne nachobligatorische
Schulbildung.

Deutschstunde an einer Genfer Primarschule. In der Westschweiz ist der Fremdsprachenunterricht kaum ein Thema. KEYSTONE


